
gehören die Bedürfnisse des täglichen Lebens, also im 
wesentlichen Ernährung, Kleidung, Wohnung und die 
erforderlich werdenden Kosten zur Erhaltung der Ge­
sundheit und Arbeitskraft. Die Lebensgrundlage des 
Unterhaltsberechtigten muß also durch die Leistungen 
des Unterhaltspflichtigen — seine Leistungsfähigkeit 
vorausgesetzt — gesichert sein. Diese Grundlage wird 
jedoch dann gefährdet, wenn der Vater die Ehelichkeit 
des Kindes anficht. Mit einem solchen Prozeß erstrebt 
er nämlich, dem Kinde die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes und damit die Unterhaltsansprüche 
und sonstigen Rechte gegen ihn zu nehmen. Wenn auch 
das Kind nach erfolgreicher Anfechtung als uneheliches 
Kind auf Grund, der Bestimmungen der Verfassung 
keine Nachteile gegenüber dem ehelichen Kind erleidet, 
so ist doch die Feststellung des Erzeugers in vielen 
Fällen mit Rücksicht auf die Einrede des Mehrverkehrs 
und sonstiger Beweisschwierigkeiten und damit die 
Erlangung des Unterhaltsanspruchs mit Schwierigkei­
ten verbunden. Unter Umständen führt die Klage 
gegen den Erzeuger überhaupt nicht zum Erfolg. Es 
kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß die Ver­
teidigung in dem dem Kinde aufgenötigten Anfech­
tungsprozeß zum Lebensbedarf gehört. Deshalb ist 
nicht einzusehen, warum der Vater in diesem Falle 
nicht dem Kinde gegenüber vorschußpflichtig für die 
Prozeßkosten sein soll.

Darüber hinaus sind aber auch weitere Fälle denk­
bar, in denen der Unterhaltspflichtige die Kosten von 
Prozessen des Berechtigten aufzubringen hat. Das 
wird darin in Frage kommen müssen, wenn die Rechts­
verfolgung die Erhaltung, Sicherung oder Verschaffung 
der Lebens- bzw. Existenzgrundlage zum Inhalt hat, 
wenn also die Führung des Prozesses lebenswichtig ist.

Klagt beispielsweise eine arbeitsunfähige, ein- 
kommens- und vermögenslose Partei irgendwelche 
Forderungen (z. B. erbrechtliche Ansprüche) ein und 
hat sie Kinder oder sonstige Unterhaltspflichtige, die 
über ausreichendes Einkommen verfügen, dann wäre 
es unverständlich, wenn diese nicht für die notwen­
digen Prozeßkosten einstehen sollten. Ihre Inanspruch­
nahme wäre auch vor allem deswegen nicht unbillig, 
da sie im Erfolgsfalle von ihrer Unterhaltspflicht ent­
weder zu einem Teil oder unter Umständen auch ganz 
frei werden würden (§ 1602 BGB). Nach dieser Be­
stimmung wird ja auch mit Recht vom Unterhalts­
berechtigten gefordert, daß er seine ausstehenden For­
derungen einzieht, bevor er den Pflichtigen auf Un­
terhalt in Anspruch nimmt. Tut er das nicht, dann 
läuft er Gefahr, daß die Unterhaltsbedürftigkeit ver­
neint wird.

Die Vorschußpflicht wird selbstverständlich nur dann 
bestehen, wenn die Rechtsverfolgung — ähnlich wie 
bei der Bewilligung einstweiliger Kostenbefreiung — 
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Damit wird ver­
mieden, daß der Pflichtige zur Finanzierung mutwilli­
ger und aussichtsloser Prozesse herangezogen wird.

Es ist zuzugeben, daß es nicht immer leicht sein 
wir'd festzustellen, ob ein „lebenswichtiger Prozeß“ 
vorliegt. Diese Schwierigkeiten dürfen jedoch nicht 
dazu verleiten, vor der grundsätzlichen Frage zu kapi­
tulieren oder ihr auszuweichen.

Horst H et z a r ,
Oberrichter am Bezirksgericht Erfurt

§§ 45, 46, 47 ZPO; § 10 AnglVO.
Zur Frage der Ablehnung eines Richters.
Stadtgericht Berlin, Beschl. vom 26. März 1953 — 3 T 

49/53.
Im Termin vom 29. Januar 1953 vor dem Stadtbezirksgericht 

F. hat der Kläger die Richterin G. wegen Besorgnis der Be­
fangenheit abgelehnt. Gegen den die Ablehnung zurückweisen­
den Beschluß hat der Kläger sich mit der sofortigen Beschwerde 
gewandt. Das Stadtgericht hat den angefochtenen Beschluß 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Entscheidung an 
das Stadtbezirksgericht zurückverwiesen.

Aus den G r ü n d e n ;
Gemäß § 10 Abs. 1 AnglVO vom 4. Oktober 1952 

(GBl. S. 988) bzw. in Groß-Berlin vom 21. November 
1952 (VOB1. I S. 538) ist § 45 Abs. 2 Satz 1 ZPO auf­
gehoben worden. Wer über ein Ablehnungsgesuch zu 
entscheiden hat, bestimmt sich daher nach § 45 Abs. 1 
ZPO.

Die abgelehnte Richterin war Vorsitzende einer 
Zivilkammer des Stadtbezirksgerichts. Über das Ableh­

nungsgesuch hatte daher das Gericht, dem die Rich­
terin angehörte, also die Zivilkammer 441 des Stadt- 
bezdrksgerichts — allerdings o h n e  die Richterin G. — 
zu entscheiden. Wie sich aus § 47 ZPO ergibt, hatte die 
abgelehnte Richterin sofort nach Anbringung des Ab­
lehnungsgesuchs aus der Kammer auszuscheiden und 
sich aller weiteren Handlungen in der Sache bis zur 
Erledigung des Ablehnungsgesuchs zu enthalten, ins­
besondere konnte sie nicht bei der Entscheidung über 
das Ablehnungsgesuch, das ihre eigene Person betraf, 
mitwirken, da niemand in eigener Sache Richter sein 
kann. An ihre Stelle hatte der Stellvertreter zu treten 
und zusammen mit den beisitzenden Schöffen über das 
Ablehnungsgesuch zu entscheiden.

Eine vergleichsweise Heranziehung des § 25 StPO und 
der entsprechenden Groß-Berliner Verordnung vom
21. November 1952 (VOB1. I S. 571) ergibt, daß bei der 
Ablehnung eines Richters in Strafsachen ebenso zu 
verfahren ist.

Der Beschluß, mit dem über das Ablehnungsgesuch 
des Klägers unter Mitwirkung der abgelehnten Rich­
terin entschieden worden war, mußte daher, ohne daß 
es eines Eingehens auf den materiellen Inhalt des Ab­
lehnungsgesuchs bedurfte, aufgehoben und die Sache 
gemäß § 575 ZPO zur anderweitigen Entscheidung 
unter Hinzuziehung des Stellvertreters der Richterin 
G. an die Vorinstanz zurückverwiesen werden.

§ 121 ZPO.
Zur Frage der Entziehung des Armenrechts.
BG Leipzig, Beschl. vom 6. Oktober 1952 — 3 T 54/52.

Die Klägerin, der vom AG in L. einstweilige Kostenbefrei­
ung bewilligt worden war, hatte wegen eines Darlehnsan­
spruchs von 750,— DM und eines Schadensersatzanspruchs von 
120,— DM Klage erhoben. Nach wiederholter Beweisaufnahme 
kam das AG zu der Auffassung, daß der Klageanspruch un­
begründet sei, und entzog der Klägerin die einstweilige 
Kostenfreiheit. Auf die Beschwerde der Klägerin hat das BG 
diesen Beschluß des AG aufgehoben.

Aus den G r ü n d e n :
Wie sich aus den Akten ergibt, hat das Amtsgericht 

hinsichtlich des Darlehnsanspruchs alle Beweise er­
hoben, die die Parteien angetreten haben. Die Beweis­
aufnahme ist demnach insoweit abgeschlossen. Auch 
das Amtsgericht betrachtet sie insoweit als abgeschlos­
sen, wie sich aus den Gründen des angefochtenen Be­
schlusses ergibt. Hinsichtlich des Ersatzanspruchs von 
120,— DM ist nach der Auffassung des Amtsgerichts 
eine weitere Klärung des Sachverhalts nicht zu erwar­
ten, da die insoweit von der Beschwerdeführerin ange­
botenen Beweise nicht erheblich seien.

Nach Auffassung! des Amtsgerichts ist der Rechtsstreit 
hiernach zur Endentscheidung reif. Unter diesen Um­
ständen durfte das Amtgericht nicht den Weg gehen, 
der Beschwerdeführerin die einstweilige Kostenfreiheit 
zu entziehen. Es mußte vielmehr die Entscheidung er­
lassen, also durch Urteil in der Sache selbst 
entscheiden (§ 300 Abs. 1 ZPO). Deshalb kann der an- 
gefochtene Beschluß nicht aufrechterhalten werden.

A n m e r k u n g :
Nach § 121 ZPO kann das Armenrecht zu jeder Zeit 

entzogen werden, wenn sich ergibt, daß eine Voraus­
setzung der Bewilligung nicht mehr vorhanden ist. Ge­
langt das Gericht nach Durchführung einer Beweis­
aufnahme zu der Auffassung, daß „die beabsichtigte 
Rechtsverfolgung eine hinreichende Aussicht auf Er­
folg“ nicht mehr bietet, so steht es ihm nach dem 
Wortlaut des § 121 frei, den Armenrechtsbeschluß in 
diesem Augenblick aufzuheben, wie es das AG getan 
hat. Andererseits weist das BG mit Recht darauf hin, 
daß das Gericht, wenn die Beweisaufnahme die Unbe­
gründetheit der Klage ergeben hat, zum Erlaß eines 
klageabweisenden Urteils verpflichtet ist. Tatsächlich 
entspricht es der überwiegenden Gerichtspraxis, in 
solchem Falle nicht erst das Armenrecht zu entziehen, 
sondern die Klage durch Urteil abzuweisen; die Ent­
ziehung des Armenrechts im Laufe der Instanz ist nur 
dann üblich, wenn das Gericht die Rechtsverfolgung 
oder die Rechtsverteidigung nicht mehr für aussichts­
reich hält, jedoch noch nicht entscheiden kann, weil 
ein angetretener Beweis nicht zu umgehen ist.

Grundsätzlich ist diese Übung jedoch kein Hinde­
rungsgrund, auch den § 121 ZPO anzuwenden, d. h..
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